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Stellungnahme des Deutschen Naturschutzrings GK Wasser zum Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung (Kom (2003) 550 endg.; Ratsdok. 12985/03)

Stellungnahme vom 22.12.2003
1 Grundsätzliche Kritik am Ansatz des Vorschlags für eine neue Grundwasser-Richtlinie

1.1 Mangelhafte Umsetzung des Vorsorgeprinzips

Der Vorschlag der EU-Kommission zu einer neuen Grundwasserrichtlinie entspricht mit seinen Regelungsvorschlägen nicht den Erfordernissen eines vorbeugenden Grundwasserschutzes, wie er nach dem Vorsorgeprinzip geboten wäre. Statt dessen wird ein vorrangig an Grenzwerten orientierter Ansatz eingeführt. Selbst in den Erwägungsgründen fehlt ein ausdrücklicher Verweis auf das Vorsorgeprinzip. Auch der Schutz des Lebensraums Grundwasser findet im Entwurf keine Erwähnung.

Der Vorschlag widerspricht damit einem konsequenten und vorbeugenden Ansatz zur Verhinderung und Begrenzung von Schadstoffeinträgen, wie ihn die im DNR zusammengeschlossenen Verbände unterstützen. Grenzwerte für Schadstoffe sollten die Funktion haben, einen solchen Ansatz sinnvoll zu unterstützen und zu ergänzen. Der Vorschlag der Kommission macht jedoch für die Ermittlung und die Auswertung von Messergebnissen völlig unzureichende Vorgaben. Dadurch steht zu befürchten, dass sich bei der Beurteilung des chemischen Zustands die tatsächliche Belastungssituation des Grundwassers nicht angemessen wiederspiegelt und notwendige Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers unterlassen werden.

Nach dem Vorsorgeprinzip wäre gerade im Grundwasserschutz ein konsequenter emissionsbezogener Vermeidungsansatz bei gefährlichen Stoffen notwendig, wie er von der Kommission im Bezug auf prioritär gefährliche Stoffe verfolgt wird. Die im DNR zusammengeschlossenen Verbände unterstützen ausdrücklich die Vorschläge des Europäischen Umweltbüros für Maßnahmen zur Vermeidung der Grundwasserbelastung durch gefährliche Stoffe. Hierzu zählen Maßnahmen im Bereich der Produkt- und Prozesskontrolle für Punktquellen und diffuse Quellen sowie einheitliche Emissionsgrenzwerte auf Basis der besten erhältlichen Technik. Der Vorschlag der Kommission macht hierzu keine Aussagen. Auch für die Verhinderung von Einträgen aus der Landwirtschaft bietet der Entwurf keine ausreichende Basis.

1.2 Aushöhlung des Verschlechterungsverbots der WRRL

Das in der Wasserrahmenrichtlinie formulierte Verschlechterungsverbot (Art. 4 Abs. 1 b i) wird mit dem Vorschlag unterlaufen: 


· Der Entwurf beinhaltet keine geeigneten Regelungen zum Schutz von unbelastetem Grundwasser. Ein Auffüllen bis zu dem Punkt, an dem der Ausgangspunkt für eine Trendumkehr erreicht wird, wird nicht verhindert. Der DNR unterstützt hier die Forderung des Europäischen Umweltbüros, einen „high chemical status“ für unbelastete oder nur geringfügig belastetes Grundwasser als eigene Kategorie einzuführen.

· Die Beurteilung von Schadstoffbelastungen erfolgt bei den meisten Schadstoffen anhand von arithmetischen Mittelwerten für ganze Grundwasserkörper, deren Fläche u.U. mehrere hundert Quadratkilometer umfassen kann. Dadurch können lokale Belastungsschwerpunkte und Verschlechterungen nivelliert werden und so aus der Beurteilung des chemischen Zustands herausfallen.

· Für die meisten Schadstoffe gelten keine einheitlichen Grenzwerte. Die Vorgaben für die Festlegung nationaler oder regionaler Grenzwerte sind nicht präzise genug und erlauben zudem, ökonomische und soziale Kosten in die Beurteilung des chemischen Zustands einfließen zu lassen.

· Durch unverbindliche Vorgaben zur Festlegung von Ausgangspunkten für die Trendumkehr wird die Zielstellung der WRRL unterlaufen, jeden signifikanten und ansteigenden Schadstofftrend umzukehren.

· Nach Maßgabe des Entwurfs kann die Ermittlung von Schadstofftrends bis 2021 andauern. Während dieses Zeitraums ist eine Verschlechterung des chemischen Zustands möglich.

· Es kommt zu einer sehr langen zeitlichen Verzögerung bis zum Ergreifen von tatsächlichen Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers.

Der Entwurf trifft in Bezug auf Grenzwerte für Grundwasserschadstoffe eine Unterscheidung zwischen EU-weit geltenden "Qualitätsnormen" (für Schadstoffe nach Anh. I) auf der einen und durch die Mitgliedsstaaten festzulegenden "Schwellenwerten" (für Schadstoffe nach Anh. II und III) auf der anderen Seite. Für die Auswertung von Messdaten zur Belastung durch diese Schadstoffe gelten unterschiedliche Vorgaben. Zu beiden Verfahren bleiben dabei wichtige technische Fragen offen. Es ist jedoch deutlich, dass v.a. mit dem Instrument der "Schwellenwerte" erhebliche Mängel verbunden sind. Dieses Konzept sollte daher aufgegeben werden, stattdessen sollten einheitliche Vorgaben für Qualitätsnormen gemacht werden.

2 EU-weite Grundwasserqualitätsnormen (zu Art. 3 Satz 1 a und Anh. 1)

2.1 Kriterien zur Beurteilung des guten Zustands nach Anh. I

Die vorgeschlagene Regelung zur Beurteilung des guten chemischen Zustands, wie sie in Anh. I des Vorschlags bislang für Nitrat, Pflanzenschutzmittel und Biozide vorgeschlagen werden, wird von den Umweltverbänden als unzureichend erachtet. Die Einhaltung der vorgeschlagenen Qualitätsnormen reicht nicht aus, um einen "guten chemischen Zustand" zu begründen.

Es muss stattdessen gewährleistet sein, dass ein "guter chemischer Zustand" nur dann erreicht werden kann, wenn 

1. die Qualitätsnormen an jedem Messpunkt eingehalten werden und 

2. beim Vorhandensein von Schadstoffen auch unterhalb der jeweiligen Qualitätsnorm ein signifikanter und anhaltender absteigender Trend ihrer Konzentrationen an den entsprechenden Messpunkten nachgewiesen wurde.

Sofern für Schadstoffe, die in Anh. I aufgenommen werden, auch geogene Hintergrundwerte existieren können, müssten diese durch über regionale Festlegungen Berücksichtigung finden.

Positiv ist die Festlegung des Entwurfs, dass die Qualitätsnormen nach Anh. I an jeder Messstelle einzuhalten sind. Es erfolgt lediglich eine zeitliche Mittelung (über das Jahr), aber keine räumliche Mittelwertbildung über den Grundwasserkörper. Eine solche doppelte Mittelwertbildung widerspräche auch der Vorgabe der Nitrat-Richtlinie, auf die Anh. I Bezug nimmt. Die Formulierung dieser Vorgabe in Fußnote 2 des Anh. I ist jedoch nicht unmissverständlich, da sie im Widerspruch zu den Vorgaben zur Trendermittlung in Anh. IV 1.2 a steht. 

Auch die Verpflichtung zur Trendumkehr muss sich für Schadstoffe nach Anh. I auf jeden einzelnen Messpunkt beziehen, was aber in der vorgeschlagenen Formulierung nicht deutlich wird.

Es ist eine Regelung aufzunehmen, nach der bei der Beurteilung der Grundwasserbelastung auch Daten vor Beginn des Überwachungszeitraums berücksichtigt werden. 

2.2 Qualitätsnorm für Pestizide

Nach Punkt 5.1 der Begründung sind die Normen für Nitrate sowie Pestizide und Biozide "die einzigen EU-weit geltenden Qualitätsnormen, die in der jetzigen Phase in direktem Zusammenhang mit dem Grundwasserschutz stehen". Diese Normen werden aber nicht in geeigneter Form übernommen. Die Maßgaben der Trinkwasser-Richtlinie, auf die die Qualitätsnormen in Anh. I zurückgehen, sind im Entwurf nur zu Teilen berücksichtigt, u.a. fehlt der Summen-Grenzwert für Pestitzide (0,5µg/l). 

Die Qualitätsnorm für Pestizide muss alle toxisch relevanten Stoffwechselprodukte, Abbau- und Reaktionsprodukte einbeziehen.

2.3 Qualitätsnorm für Nitrat

Die Qualitätsnorm für Nitrat ist mit 50 mg/l zu hoch angesetzt. Dieser Wert ist humantoxikologisch begründet. Aus ökotoxikologischer Sicht und zum Schutz der Gewässer vor Eutrophierung durch Nitrateinträge aus dem Grundwasser ist ein solcher pauschaler Wert zu hoch. Geogen treten Gehalte von max. 10-15 mg/l. Als Qualitätsnorm für den "guten chemischen Zustand" wäre daher maximal ein Wert von 25 mg/l zu akzeptieren. Es ist sicher zu stellen, dass die Grundwasser-Richtlinie – v.a. in Hinsicht auf die bestehenden Unklarheiten bei der Beurteilung einzelner Messwerte – nicht hinter den Vorgaben der Nitrat-Richtlinie zurückbleibt. 

2.4 Auswahl der Schadstoffe, für die Qualitätsnormen gelten

Insgesamt ist die Liste der in Anh. I aufgeführten Stoffe unzureichend. Für diejenigen Schadstoffe, deren Eintrag verhindert werden soll, müssten EU-weit einheitliche Qualitätsnormen gelten, die sich an der Nachweisgrenze der jeweiligen Stoffe orientieren. Es wäre demnach notwendig, in einer solchen Liste EU-weit geltender Qualitätsnormen alle diejenigen Stoffe aufzuführen, deren Eintrag in das Grundwasser verhindert werden soll, wie CKW, Aromate und PAK und ihre toxisch relevanten Abbauprodukte sowie Schwermetalle (ggf. unter Berücksichtigung geogener Hintergrundwerte). 

In erster Annäherung sollten in Anh. I zumindest alle diejenigen Parameter im Hinblick auf die Festlegung von Qualitätsnormen berücksichtigt werden, die auch in der EU-Trinkwasserrichtlinie enthalten sind. Aus ökotoxikologischer Sicht sind diese Werte jedoch i.d.R. zu hoch. Zusätzlich muss daher eine Verpflichtung gelten, zum Schutz in Verbindung stehender Gewässer und grundwasserabhängiger Ökosysteme strengere Grenzwerte festzulegen. Hier sollten zumindest die für Oberflächengewässer festgelegten Grenzwerte herangezogen werden.
Der Vorschlag formuliert keine Verpflichtung zur Erstellung einer EU-weiten Liste, sondern sieht lediglich die Option vor, nach 2006 "gegebenenfalls" weitere Stoffe in Anh. I aufzunehmen. Der bisherige Verzicht auf die Erstellung von Schadstofflisten mit EU-weit einheitlichen Qualitätsnormen wird mit Hinweis auf den Mangel an wissenschaftlichen Daten begründet, erscheint aber letztlich nur als ein Ausdruck mangelnden politischen Willens (vgl. Punkt 4.3 der Begründung). Auch die unter Punkt 7.2 der Begründung gemachten Aussagen, wonach "zur Zeit nicht genügend Überwachungsdaten und konsolidierte Kenntnisse vorliegen", sind nicht nachvollziehbar. Dies ist in vielen Mitgliedsstaaten nicht der Fall.

Die Delegierung des Regelungsauftrags an die Mitgliedsstaaten bedeutet eine Verzögerung für die Festlegung EU-weit einheitlicher Vorgaben, die aber gerade einer der zentralen Inhalte der Grundwasser-Richtlinie sein müsste. Dies konterkariert letztlich auch die Zielstellung, Wettbewerbsverzerrungen durch uneinheitliche Standards innerhalb der EU zu vermeiden.

Die Festlegung von Qualitätsnormen auf nationaler Ebene oder für einzelne Grundwasserkörper sollte lediglich für solche Stoffe erfolgen, deren Eintrag ins Grundwasser begrenzt (und nicht grundsätzlich verhindert) werden soll bzw. für solche Stoffe, bei denen regional geogene Hintergrundwerte existieren. Die Grundwasserkörper, die geogen bedingt erhöhte Schwermetalle sowie höhere Werte für Chlorid und Sulfat aufweisen, sollten von den einzelnen Mitgliedsstaaten benannt werden. Hier wäre ein Vorgehen angebracht, das auf der Grundlage von Grundwassertypologien die natürlichen Hintergrundwerte berücksichtigt. Es gelten dann die geogenen Hintergrundwerte als Qualitätsnormen.

3 Schwellenwerte für Schadstoffe (zu Art. 3 Abs. 1 b sowie Anh. II und III)

Wie bereits ausgeführt sollte zur Vermeidung eines zweitgleisigen Vorgehens bei Schadstoffgrenzwerten das Instrument der Schwellenwerte zugunsten eines abgeänderten Vorgehens bei Qualitätsnormen aufgegeben werden.

3.1 Ermittlung von Schwellenwerte – Beurteilung des chemischen Zustands des Grundwassers in Bezug auf Schadstoffe, für die es keine gemeinschaftlichen Qualitätsnormen gibt (zu Anh. II) 

Die "Berücksichtigung der wirtschaftlicher und sozialer Kosten" (vgl. Art. 4 und Anh. III 2.3 GWRL) darf auf keinen Fall ein Bestandteil der Beurteilung der chemischen Qualität des Grundwassers sein! Eine solche Regelung führt den Begriff des "guten chemischen Zustands" ad absurdum. Die vorgeschlagene Regelung bietet einen weiten Interpretationsspielraum und läuft darauf hinaus, dass Grenzwerte für Schadstoffbelastungen auf einem Niveau festgelegt werden, dessen Einhaltung regional für ökonomisch vertretbar erachtet wird.

Anhang II sollte lediglich für die zu begrenzenden, nicht für die zu vermeidenden Schadstoffe gelten.

3.2 Mindestlisten für Grundwasserschadstoffe (zu Anh. III)

Die Mindestliste für Grundwasserschadstoffe in Anh. III ist im Vergleich mit Anh. VIII WRRL (nicht erschöpfendes Verzeichnis der wichtigsten Schadstoffe) unvollständig. Es ist jedoch nach der Logik des Vorschlags notwendig, dass diese Listen abgeglichen werden, zumindest in Hinsicht auf diejenigen Stoffe, deren Eintrag begrenzt werden soll: Die Einhaltung des guten Zustands im Bezug auf die Stoffe und Stoffgruppen in Anh. VIII WRRL erfordert die Festlegung von Schwellenwerten oder Qualitätsnormen. Ansonsten liegt kein Maßstab für den guten Zustand vor und damit fehlen auch Vorgaben zur Begrenzung von direkten und indirekten Einleitungen.

4 Trendermittlung und Ausgangspunkte für die Trendumkehr (zu Art. 5 und Anh. IV)

Das Vorgehen sowohl bei der Wertermittlung und als auch bei der Beurteilung der Werte ist unzureichend geregelt. So fehlen etwa Regelungen dazu, wie viele Messstellen ein Grundwasserkörper mindestens aufweisen muss. 

In Anh. IV 1.2 a beschränken sich die Vorgaben zur Berechnung der Mittelwerte auf die "arithmetischen Mittel der Durchschnittswerte". Diese Vorgabe ist unzureichend und zudem unpräzise. Die damit vorgeschlagene doppelte, d.h. zeitliche und räumliche Mittelwertbildung bei der Ermittlung von Schadstofftrends führt zum Nivellieren von Einträgen mit lokalem bzw. zeitlichem Schwerpunkt (z.B. Bahntrassen, Altlasten). Es ist eine Regelung zur Berücksichtigung einzelner Messpunkte mit hohen Werten erforderlich.

Handlungsbedarf in bezug auf Grundwasserverschmutzung durch Schadstoffe besteht nach den Regelungsvorschlägen des Entwurfs immer erst nach dem Nachweis signifikanter und anhaltender Schadstofftrends. Die Ausgangswerte für die Trendermittlung werden dabei erst 2006 ermittelt. 

Zugleich eröffnet der Entwurf in Anh. IV 1.2 c die Möglichkeit, die Messzeiträume zur Trendermittlung auf bis zu 15 Jahre zu strecken. Da die zu ergreifenden Gegenmaßnahmen über die Maßnahmeprogramme in den Flussgebietseinheiten festgelegt werden, erscheinen Verzögerungen bis ins Jahr 2027 möglich, bevor tatsächlich Maßnahmen zum Grundwasserschutz ergriffen werden.

Die Verpflichtung zur Berücksichtigung alter Daten nach Anh. IV 1.3 sollte für alle Schadstoffe gelten (also auch für anthropogene Schadstoffe nach Anh. III Teil A.2, die bislang ausgenommen sind). Ansonsten blieben auch nachgewiesene Anstiege von Konzentrationen dieser Stoffe bis ins Jahr 2006 unberücksichtigt. Eine solche Regelung widerspräche dem Verschlechterungsverbot der WRRL. Hier sollte auch ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass auch Untersuchungsergebnisse von Wasserversorgungsanlagen zu berücksichtigen sind.

4.2 Ausgangspunkte für die Trendumkehr

Nach Art. 4 Abs. 1 b iii WRRL sind alle signifikanten und anhaltenden Trend umzukehren. Im Gegensatz dazu wird jedoch in Anh. IV 2.5 des Vorschlags ein Wert von max. 75% der Qualitätsnormen und Schwellenwerte als Ausgangspunkt für die Trendumkehr empfohlen. Durch die Festlegung von solchen Ausgangspunkten soll die Möglichkeit eingeräumt werden, bei der Entscheidung zur Umkehrung von Trends "je nach ökologischer Bedeutung der zugrunde liegenden Trends nach Prioritäten zu ordnen" (Begründung 5.3, vgl. auch Anh. IV 2.1 und 2.5). 

Eine derartige Regelung zu Ausgangspunkten für die Trendumkehr ist in der WRRL nicht vorgesehen: Unter Ausgangspunkten für die Trendumkehrt sind gemäß Anh. V 2.4.4 WRRL "Ausgangsjahr und Ausgangszeitraum für die Trendberechnung" zu verstehen. (Der Verweis auf Art. 17 Abs. 3 ist an dieser Stelle irreführend und nicht zutreffend). Die vorgeschlagene Regelung bleibt hinter den Vorgaben der WRRL zurück und ist zu streichen.

Solange nicht jeder Trend bekämpft werden muss, besteht auch für unbelastete Grundwasserkörper die Gefahr des Auffüllens.

4.3 Umgang mit Belastungsschwerpunkten und Altlasten – "besondere Trendermittlung" (zu Anh. IV)

Zum Umgang mit Altlasten finden sich in Anh. IV nur minimale Regelungen, die sich aber lediglich auf eine "besondere Trendermittlung" und auf die Überwachung der Verschmutzung beziehen. Es finden sich keinerlei Vorgaben für gesonderte Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers, etwa zur Verpflichtung zur Trendumkehr in solchen Belastungsgebieten oder zur Verhinderung einer Ausbreitung der Schadstofffahne. Die vorgeschlagene Regelung erscheint daher sowohl für die Ausweisung derartiger Gebiete wie auch für den Umgang mit ihnen völlig unzureichend. 

5 Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung indirekter Einleitungen in das Grundwasser 

(zu Art. 6)

Die durch Art. 6 eingeführte Beschränkung auf indirekte Einleitungen sollte aufgegeben werden, da Reglungslücken im Bezug auf direkte Einleitungen entstehen. Die WRRL spricht konsequenterweise nur von Einträgen, wodurch direkte und indirekte Einträge eingeschlossen sind. 

Es muss gewährleistet werden, dass die neue Grundwasserrichtlinie nicht hinter den Vorgaben der bislang gültigen Grundwasserrichtlinie (80/68/EWG) zurückbleibt. So finden sich etwa Cadmium und Quecksilber sowie Mineralöle und Kohlenwasserstoffe nicht auf der Liste der Stoffgruppen in 1-6 Anh. VIII WRRL nicht wieder, für die nach Art. 6 des Vorschlags ein Vermeidungsgebot besteht.

Die Umweltverbände widersprechen ausdrücklich dem Vorschlag des Bundesrates (Punkt 6 der Bundesrats-Stellungnahme), wonach das “Aufbringen von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln im Rahmen der guten landwirtschaftlichen Praxis keine indirekte Einleitung in das Grundwasser darstellt”. Dieser Vorschlag verkehrt den Vermeidungsansatz ins Gegenteil (stattdessen müsste die Definition der guten fachlichen Praxis dahingehend präzisiert werden, dass hierzu die Vermeidung jeglichen Eintrags von Pestiziden ins Grundwasser gehört). Im übrigen würde damit auch eine Qualitätsnorm für Pestizide hinfällig.

Die Stoffgruppen 7-9 der Liste in Anh. VIII WRRL (Metalle und Metallverbindungen, Arsen und Arsenverbindungen sowie Biozide und Pflanzenschutzmittel) sind aus Sicht der Umweltverbände in Art. 6 grundsätzlich falsch eingeordnet und müssen in Satz 1 aufgenommen werden: Sie gehören zu den Stoffgruppen, deren Einleitung in das Grundwasser verhindert werden muss.

Die Stellungnahme wurde erarbeitet von Tobias Schäfer (GRÜNE LIGA BK Wasser)

in einem intensiven Diskussionsprozeß, insbesondere mit Stefan Scheuer + Benjamin Clarysse (Europäisches Umweltbüro), Manfred Dümmer (Verbände/BUND NRW), Robert Cunningham (Royal Society for the Protection of Birds / BirdlifeUK) und Klaus Lanz (International Water Affairs)
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